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Erlaß des Führers = 


„über den Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit durch Einstellung in die deutsche 
Wehrmacht, die Waflen-4, die deutsche Polizei oder die Organisation Todt 


-vom 19. Mai 1943. 


I. 


1. Deutschstämmige Ausländer, die der deutschen Wehrmacht, der Waffen-44, 
der deutschen Polizei oder der Organisation Todt angehören, erwerben mit der 
Verkündigung dieses Erlasses die deutsche Staatsangehörigkeit. 


2. Deutschstämmige Ausländer, die in die deutsche Wehrmacht, die Waflen-4, , 
die deutsche Polizei oder die Organisation Todt eingestellt werden, erwerben 
mit dem Tag ihrer Einstellung die-deutsche Staatsangehörigkeit, 


9. Im Einzelfall kann etwas anderes bestimmt. werden. 


e 


11. 


Das Nähere zur Durchführung und Ergänzung dieses Erlasses bestimnmt der Reichs- 
minister des Innern im Einvernehmen mit den beteiligten Stellen. 
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Führer-Hauptquartier, den 19. Mai 1943. 


Der Führer 
gez. Adolf Hitler 


Der Reichsminister und Chef der Reichskanzlei 
gez. Dr. Lammers 


Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 
gez. Keitel 
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Der Leiter der Partei-Kanzlei Führerhauptquartier, den 15. Juni 1943. 


Rundschreiben Nr. 93/43 


Betrifft: Bearbeitung von Gesuchen an den Führer 


Der Reichsminister und Chef der Reichskanzlei holt bei der Bearbeitung der 
ihm zugehenden an den Führer gerichteten Hilfs- und Unterstützungsgesuche in 
der Regel auch bei dem zuständigen Hoheitsträger eine Auskunft über die Würdig- 
keit und Bedürftigkeit des Gesuchstellers ein. Die Erledigung dieser Ersuchen erfolgt 
nach einer Mitteilung des Reichsministers und Chefs der Reichskanzlei in zahlreichen 
Fällen sehr spät, häufig erst nach zwei bis drei Monaten. 


Wie ich in dem Rundschreiben Nr. 82/38 vom 5. 7. 1938 bereits bekanntgegeben 
habe, ist es der Wunsch des Führers, daß an ihn gerichtete Gesuche eine bevorzugte 
Behandlung erfahren und vor allem schnellstens und gewissenhaft erledigt werden. 
Wenn auch nicht zu verkennen ist, daß den Parteidienststellen heute infolge der 
Erschwernisse durch die Kriegsverhältnisse eine umgehende Erledigung ‘nicht immer 
möglich sein wird, so muß doch berücksichtigt werden, daß es sich bei den Anfragen 
des Reichsministers und Chefs der Reichskanzlei um Fälle handelt, in denen er- 
wogen wird, den Gesuchstellern im Auftrag des Führers eine Unterstützung zu- 
kommen zu lassen. Es ist nicht zu verantworten, wenn über derartige, oft sehr dring- 
liche Hilfsgesuche, die in gläubigem Vertrauen auf eine Hilfe an den Führer gerichtet 
werden, erst nach Monaten entschieden wird. Ich bitte deshalb, die entsprechenden 
Anfragen grundsätzlich vorzugsweise, möglichst binnen zwei bis drei Wochen, zu 
beantworten. 


gez. M. Bormann. 


Betrifft: Aufnahme in die „Deutsche Gemeinschaft“ 


Es ergehen immer wieder Anfragen, ob die Volksgenossen, die in den rückge- 
gliederten Ostgebieten in die Deutsche Volksliste Gruppe 3 und 4 aufgenommen 
sind und darüber Ausweise besitzen, im Generalgouvernement in die „Deutsche 
Gemeinschaft“ aufgenommen werden können. Dazu ist zu sagen: 


ı. Volksgenossen mit Ausweisen der Deutschen Volksliste Gruppe 3 der rück- 
gegliederten Ostgebiete sind den Deutschen Volksgenossen mit Kennkarte im 
Generalgouvernement gleich zu achten und in der „Deutschen Gemeinschaft‘ 
zu erfassen. 


2. Volksgenossen mit Ausweisen der Deutschen Volksliste Gruppe 4 der rück- 
gegliederten Ostgebiete sind im Generalgouvernement unerwünscht und zur 
„Deutschen Gemeinschaft‘ nicht zu erfassen. Diesen Volksgenossen ist zu er- 
öffnen, daß sie sich so rasch als möglich im Reich um Ar beit bemühen sollen 
und nach dort umzusiedeln haben. Wenn sie dieser Aufforderung nicht frei- 
willig Folge leisten, ist im Einzelfalle auf dem Dienstwege zu berichten. 
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aus dem Reichshaushalts- und Besoldungsblatt 
Nummer ıı vom 10. Juni 1943, $. 131 


A 4350-2928/43 IV 
"(RBB S. ıgr) 


Vereinfachung der Verwaltung bei Beurlaubung von Beamten, Angestellten und 
Arbeitern bei Behörden usw. für Zwecke der NSDAP, ihrer Gliederungen und an- 
geschlossenen Verbände. 


Anordn. d. RMdI. auf Grund des Erlasses d. Führers zur personalrechtl. Verein- 
fachung v. 9. 3. 1942 (RGBLT S. 120) v. 12. 4. 1943 — Ila 445/438—6461a. 


Beurlaubungen von Beamten, Angestellten und Arbeitern hei Behörden, öffentlich- 
rechtlichen Körperschaften und öffentlichen Betrieben für Zwecke der NSDAP., 
ihrer Gliederungen und angeschlossenen Verbände können, wenn der Beurlaubte 
zum Wehrdienst einberufen ist, in Abweichung. von dem RdErl. v. 20, 5. 1939 
(MBIiV S. 1102), Erster Teil, Abschnitt IA, auf den im Einzelfall gestellten Antrag 
des Leiters der Partei-Kanzlei für die Dauer des Wehrdienstes erfolgen. 


Auszug 
aus dem Reichshaushalts- u. Besoldungsblatt 
Nummer ıı vom 10. Juni 1943. $. 131 


A 4350— 3650/43 IV 
(RBB S. ı31) 


Einsatz von Beamten usw. als Redner der Partei 


Anordn. d. RMdI auf Grund des Erlasses des Führers zur personalrechtlichen Verein- 
fachung vom 9. 3. 1942 (RGBII S. 120) v. 7. 4. 1943 — IIa 3470/42-6461. 

Beamten und sonstigen Angehörigen des öffentlichen Dienstes kann auf Grund 

eines schriftlichen Auftrages der Reichsleitung oder der zuständigen Gauleitung 


der NSDAP. im Rahmen der dienstlichen Möglichkeiten Dienstbefreiung für den 
Einsatz als Redner der Partei im erforderlichen Umfange gewährt werden. 


Betrifft: Vertrauliche Informationen 


Nachstehend erhalten Sie Auszüge aus den „Vertraulichen Informationen der 
Partei-Kanzlei“ zur Kenntnis. Die Informationen sind nur für die interne Partei- 
arbeit bestimmt. Jede Weitergabe ist verboten! 


Kobusch 
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ı. Kriegssachschäden-Zusammentreffen von Personen- und Sach- 
schäden. 26/43/322 


Der bei Fliegerangriffen verletzte Volksgenosse erhält auf Antrag Ver- 
sorgung nach der Personenschädenverordnung von den Versorgungsämtern, 
Hat er gleichzeitig einen Sachschaden erlitten, so kann dies zu einem Aus- 
nahmeausfall oder zu einem in einer zusätzlichen Ausgabe bestehenden 
Vermögensschaden (Nutzungsschaden) führen, der durch die nach der Per- 
sonenschädenverordnung zu gewährenden Leistungen nicht abgegolten wird. 
Wie auch aus Berichten verschiedener Gauleitungen zu entnehmen war, 
wurde in solchen Fällen die irrige Auffassung vertreten, die Gewährung 
einer Entschädigung für den Nutzungsschaden sei neben den Leistungen 
nach der Personenschädenverordnung nicht möglich. Weil die Nutzungs- 
entschädigung oft höher ist als die Entschädigung für den Personenschaden, 
würde dies zu dem unmöslichen Eirgebnis führen, daß Volksgenossen, die j 
besonders hart: betroffen sind, indem sie .außer einem Sachschaden noch 
einen Personenschaden erlitten haben, unter Umständen schlechter gestellt & 
werden als andere, die ausschließlieh Sachschäden erlitten haben. 


Dam anpemnhanmbpnsmhrh Annan heER—TEnRn" 


Das Reichskriegsschädenamt hat daher in einer Entscheidung vom 
24. 2. 1943 folgendes klargestellt: i 


ı. Die Gewährung einer Entschädigung für Nutzungsschäden ist ausgeschlos- 
sen, wenn für den Vermögensschaden Entschädigung gemäß der Personen- * 
schädenverordnung zu gewähren ist und der Schaden die ausschließliche 
Folge eines Personenschadens ist. 


BAunm2» 


2. Ist dagegen der Vermögensschaden gleichzeitig die Folge eines Personen- 
schadens und eines Sachschadens, so wird neben der Entschädigung auf 
Grund der Personenschädenverordnung eine Entschädigung für den 
Nutzungsschäden gezahlt, soweit die Einnahmeausfälle oder zusätzlichen 
Ausgaben die Leistungen nach der Personenschädenverordnung übersteigen. 


o, Keine Beschränkung der Unterhaltungs- und Entspannungsmöglich- 
keiten. 26/43/324 } 


Angesichts der außerordentlichen arbeitsmäßigen Anspannung des ge- 
samten deutschen Volkes’ist es notwendig und zweckmäßig, die Unterhaltungs- Pr 
und Entspannungsmöglichkeiten für breiteste Volkskreise nicht ‚zu beschrän- BL 
ken, sondern weitgehend auszunutzen und einzusetzen. 


So finden z. B. in Berlin im Europahaus mehrmals wöchentlich Variete- os 
veranstaltungen statt, an denen jeweils tausend schaffende Volksgenossen 
‘oder auch ganze Betriebe teilnehmen können. Ferner werden in großen 
Sälen Kapellen und Chöre eingesetzt, die den dort versammelten Volksge- 
nossen bei einem Glase Bier Entspannung und. Abwechslung bieten. 


Der Reichspropagandaleiter und Reichsminister für Volksaufklärung und U} 

Propaganda hat die Ausdehnung dieser Veranstaltungen in Zusammenarbeit 
‘mit der Deutschen Arbeitsfront und deren NS-Gemeinschaft „Kraft durch 
Freude“ auf das ganze Reichsgebiet angeordnet. Auch die sogenannten 
Volksfeste (Karussell- und Budenmärkte) sollen beibehalten werden, weil sie 
sehr vielen Volksgenossen, die schon des Platzmangels wegen nicht die Möglich- 
keit haben, in Theater, Varietes, Filmtheater usw. zu gehen, Unterhaltung, 
Entspannung und Abwechslung geben. 


Irgendwelche kriegswirtschaftlichen Bedenken sind gegen die Fortführung 
dieser Märkte, die in Zukunft die Bezeichnung „Volkspark“ führen sollen, 
nicht zu erheben. Durch Arbeitseinsatzmaßnahmen, Einberufungen zur 
Wehrmacht und zum Hilfsdienst hat sich die Zahl der Betriebe des Schau- 
stellergewerbes ohnehin seit Beginn des Krieges von 16000 auf etwa 2000 


\ 
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verringert. Von den Betriebsführern sind 33 v. H. über 65 Jahre alt, etwa 
50 v. H. Frauen von 50 bis 65 Jahren. Die Betriebe sind meist Familienbetriebe, 
die nur eine geringe Zahl von Arbeitskräften beschäftigen. Außer den 2000 
Betriebsführern sind insgesamt 100 Gefolgschaftsmitglieder und 200 für den 
Arbeitseinsatz in Betracht kommende Familienmitglieder-tätig. Ferner werden 
zum Auf- und Abbau der Geschäfte und für die Sonnabend- und Sonntag- 
nachmittage stundenweise Hilfskräfte herangezogen, die in anderen Betrieben 
fest angestellt sind und nach Beendigung ihrer Arbeitszeit durch ein- oder 
mebhrstündige Arbeitsleistung eine Nebenbeschäftigung und einen Neben- 
verdienst suchen. 


Neben diesen 2000 Betrieben (Buden, Schießhallen, Imbißstände, Karussell, 
Autobahnen, Schaukeln, Gebirgsbahnen) bestehen rund 85 artistische Be- 
triebe (Zirkusse, Varictes, Marionettenbühnen, Kasperletheater), die Ver- 
anstaltungen auf Volksfesten durchführen. Diese 85 -Betriebe beschäftigen 
insgesamt 1000 Artisten. 


ei &% Die im Gewerbe vorhandenen Traktoren sind seit 1939 für die Fahrbereit- 

B schaften der Reichsbahn, der Reichspost und des Speditionsgewerbes kriegs- 
verpflichtet. 

o Die Reichsbahn wird nur in geringem Maße belastet. weil die Veran- 


staltungen nicht wie im Frieden eine achttägige, sondern eine sechs- bis acht- 
wöchige Dauer haben. Extrazüge werden nicht benötigt, sondern nur einzelne 
Waggons an die fahrplanmäßigen Güterzüge angehängt. Um auch die länd- 
lichen Orte zu erfassen, ist es nicht zweckmäßig, sich auf stationäre Veranstal- 
tungen allein zu beschränken. 

Das Treptower Volksfest 1942 wurde von 9000000 Menschen besucht. 
Hierfür waren ı10 Schaustellerbetriebe eingesetzt. 


3. Gebrauch fremder Sprachen durch Wehrmachtsangehörige. 26/43/325 


; Das Oberkommando der Wehrmacht hat hinsichtlich des Gebrauches 
5 der polnischen und französischen Sprache durch Wehrmachtsangehörige 
® deutscher Abstammung, die in den wieder eingegliederten Gebieten beheimatet 
= sind, unter dem 90. 4. 1943 folgendes bekanntgegeben: u 


° „Lrotz aller durch die Wehrmachtsteile schon getroffenen Maßnahmen 
wird von Parteidienststellen und Behörden immer noch lebhaft Klage darüber 
geführt, daß viele Wehrpflichtige deutscher Abstammung aus den in deutsche 
Verwaltung genommenen und den nach dem ı. September 1999 in das 
Großdeutsche Reich eingegliederten bzw. rückgegliederten Gebieten sich 
immer noch unter sich und auch sonst der polnischen oder französischen 
Sprache bedienen. 


Dieses Verhalten von Wehrmachtsangehörigen schadet nicht nur dem 

Ansehen der Wehrmacht und gefährdet die Eindeutschungsmaßnahmen, 

® sondern fördert und erleichtert auch das, Anknüpfen von Beziehungen zu den 
ausländischen, namentlich den Ost-Arbeiterinnen. 


Es ist also in jeder Beziehung — aus politischen wie aus Abwehrgründen — 
dringend notwendig, die Truppe immer wieder auf die große Bedeutung 
hinzuweisen, die dieser Frage beigemessen werden muß. 


Es genügt nicht, die fremde Sprache in Wort und Schrift zu verbieten. 
Ein solches Verbot allein führt namentlich, wenn dem Soldaten durch Nicht- 
einrichtung von Sprachkursen noch keine oder nicht ausreichende Gelegen- 
heit zur Erlernung der deutschen Sprache gegeben ist, nicht zum Erfolg, 
vielfach sogar zu heimlicher Opposition. Auch wird ein solches Verbot 
z.B. im Schriftwechsel mit Eltern usw., die die deutsche Sprache auch noch 
nicht beherrschen, nur dann verstanden werden, wenn dem Soldaten klar 
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gemacht ist, wie stolz er und seine Familie sein muß, daß er jetzt dem großen 
deutschen Volk angehört und nun bestrebt sein muß, auch äußerlich dies durch 
den Gebrauch der deutschen Sprache zu zeigen. 

Während auf der einen Seite kleine Vergünstigungen einen Anreiz geben 
können, die deutsche, Sprache schnellstens zu erlernen, wird auf der anderen 
Seite ein gewisser Nachdruck dadurch erfolgen müssen, daß Beurlaubungen 
so lange ausgesetzt bleiben, bis der Soldat die deutsche Sprache einigermaßen 
beherrscht. 

Durch stärkste Aufteilung solcher Soldaten innerhalb der Einheiten wird 
der Zwang, Deutsch zu lernen, wesentlich erhöht. Wenn dann in der Behandlung 
dieser Soldaten keine psychologischen Fehler gemacht werden und Be- 
schimpfungen wegen ihrer früheren Zugehörigkeit zu einem fremden Volks- 
tum aber auch restlos unterbleiben, wird die Truppe auch in dieser so wichtigen 
politischen Aufgabe Erfolge haben. 

Andererseits bedarf auch das Auftreten dieser Soldaten in der Öffentlich- 
keit der Überwachung. Auch Standortkommandanturen, Bahnhofsoffiziere, 
Streifendienst und Wehrersatzdienststellen, namentlich der Ost- und West- 
gaue des Reiches, müssen — jede an ihrer Stelle — für strengste Durchführung 
sorgen und energisch gegen deutsche Soldaten einschreiten, die sich einer 
fremden Sprache bedienen. 

Beförderung der bei der Wehrmacht stehenden Hitler-Jugend- 
Führer. 26/43/326 

Die Reichsjugendführung hat die nachfolgend wiedergegebene Anordnung 
über die Beförderung von Hitler-Jugend-Führern erlassen: 

„Hitler-Jugend-Führer, “die zur Zeit bei der Wehrmacht sind, können 
entsprechend ihrer friedensmäßigen Dienststellung befördert werden. Eine 
Beförderung bis zum Hauptgefolgschaftsführer einschließlich. kann erfolgen, 
wenn die letzte Beförderung mindestens zwei Jahre zurückliegt. Eine Be- 
förderung zum Stammführer bzw. Bannführer kann erfolgen, wenn die letzte 
Beförderung mindestens drei Jahre zurückliegt. Eine Beförderung zum Ober- 
bannführer usw. kann erfolgen, 'wenn die letzte Beförderung mindestens vier 
Jahre zurückliegt. Eine Beförderung über den Höchstdienstrang, der für die 
zuletzt innegehabte Dienststellung gilt, ist nicht möglich.“ 


. Reichsschulungsthemen 1943/44. 26/43/327 


Reichsleiter Rosenberg hat: in seiner Eigenschaft als Beauftragter des 
Führers für die Überwachung der gesamten geistigen und weltanschaulichen 
Schulung und Erziehung der NSDAP. für das Schulungsjahr 1943/44 folgende 
Reichsthemen festgesetzt: 

ı. Der Jude als Weltparasit 
2. Der deutsche Sozialstaat 
3. Sieg durch Glauben. 

Diese Themen sind der Reichsarbeitsgemeinschaft für die Schulung der 
gesamten Bewegung und den Gauvertretern des Reichsleiters, Rosenberg auf 
einer Arbeitstagung mitgeteilt worden. An die Hoheitsträger ergeht die Bitte, 
sich dafür einzusetzen, daß diese Pflichtthemen im Laufe des Schulungsjahres 
1943/44 in jeder Ortsgruppe Gegenstand der weltanschaulichen Schulung sind. 

Selbstverständlich müssen auch diese Themen von Parteigenossen be- 
handelt werden, die ihr 'Thema beherrschen und es frisch, lebendig und 
anschaulich darzulegen vermögen. 


. Kriegsschäden — Behandlung der Schäden, die Wehrmachtsangehö- 


rige an mitgeführtem Privateigentum erleiden. 26/43/331 


Auf den Ersatz von Schäden, welche Wehrmachtsangehörige an ihrem 
im Feld oder beim Einsatz mitgeführtem Privateigentum erleiden, fand 
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bisher allgemein die Kriegssachschädenverordnung keine Anwendung. Die 

Abgeltung richtete sich allein nach den von der Wehrmacht bierfür erlassenen 

Bestimmüngen. Durch die Regelung entstanden zu Ungunsten der Wehrmachts- 

angehörigen oft Unklarheiten. Der Reichsminister des Innern hat daher im 

Einvernehmen mit.dem Oberkommando der Wehrmacht und dem Reichs- 

finanzminister einen Erlaß vom 7.4. 1948 — I Ra 13509/43 — 241.b — 

abgedruckt im MBliV. Spalte 599 veröffentlicht, dessen wesentlicher Inhalt 
> folgender ist: 

1. Die Kriegssachschädenverordnung mit ihren Durchführungs- und Er- 
gänzungsbestimmungen und den Ausdehnungsverordnungen findet An- 
wendung auf Schäden, die Wehrmachtsangehörigen oder Gefolgschafts- 
mitgliedern der Wehrmacht an ihrem Privateigentum im Reichsgebiet, 
im Generalgouvernement, im Elsaß, in Lothringen, in Luxemburg, in den 
befreiten Gebieten der Untersteiermark, Kärntens und Krains und im 

ö Bezirk Bialystok entstehen. 

ED a ) 2. Dies gilt nicht für Schäden, die Wehrmachtsangehörigen oder Gefolg- 

schaftsmitgliedern der Wehrmacht an Bord von Schiffen oder Wehrmacht- 
luftfahrzeugen innerhalb oder außerhalb des Reichsgebietes entstehen, 
soweit sie sich aus dienstlichem Anlaß an Bord befinden. Die Abgeltung 
dieser Schäden richtet sich vielmehr nach den von der Wehrmacht erlassenen 
Beihilfebestimmungen. 

9. Schäden in den in Ziffer ı nicht genannten besetzten Gebieten werden 
ebenfalls nur nach den von der Wehrmacht erlassenen Beihilfebestimmungen 
abgegolten, mit Ausnahme der Schäden an Umzugsgut von Wehrmachts- 

: angehörigen. 

Ef, 4. Anträge auf Erstattung von Schäden an bei der Truppe oder Dieriststelle 

i mitgeführtem Privateigentum sind bei ihrer Dienststelle einzureichen. 
Diese übernimmt die notwendigen Vorprüfungen und leitet die Anträge 
an die zuständige Feststellungsbehörde weiter. 

. Bis zum 30. Juni 1943 können auch bei bereits abgeschlossenen Verfahren 
von den Geschädigten Anträge gestellt werden, wenn die neuen Bestim- 

a mungen für sie günstiger sind als die bisherige Regelung. 

'n 7. Richterbriefe — Bestrafung von Volksschädlingen. 26/43/333 


h Unter Bezugnahme auf den Beitrag 236 in Folge 19 der „Vertraulichen 
Bi Informationen“. wird bekanntgegeben: 

Oberbefehlsleiter Dr. Thierack befaßt sich als Reichsminister der Justiz 
in seinen „Richterbriefen“ laufend mit den Urteilen verschiedener Gerichte. 
Er führt hierzu aus: 


> f „In einer Zeit, in der die Besten unseres Volkes an der Front ihr Leben 
VeNr einsetzen und die Heimat unermüdlich für den Sieg arbeitet, ist kein Platz 
alte ®& für Verbrecher, die diesen Gemeinschaftswillen zerstören. Die Justiz muß 
&% daher erkennen, daß es ihre Aufgabe ist, im Kriege die Verräter und Sabo- 
Ar teure der inneren Front zu vernichten. Die Gesetze bieten genügend Handhabe 
Ui hierzu. Die Heimat ist der Front dafür verantwortlich, daß im Lande Frieden, 
Ruhe und Ordnung herrschen. Diese hohe Verantwortung trägt nicht zuletzt 
der deutsche Richter. Grundsätzlich wiegt jede Straftat im Kriege bereits 
ir schwerer als im Frieden. Der besondere Kampf gilt aber den durch das Gesetz . 
he näher gekennzeichneten „Volksschädlingen“. Hat der Richter nach gewissen- 
ER hafter Prüfung der Straftat und der Täterpersönlichkeit entschieden, daß 
: ein Verbrecher als „Volksschädling“ anzusprechen ist, so muß diese schwer- 
wiegende Feststellung auch im Strafausmaß mit voller Härte zum Ausdruck 

Kg kommen. Es ist selbstverständlich, daß der Plünderer, der sich nach den 
Terrorangriffen unserer Feinde am Hab und Gut unserer Volksgenossen 


[&1} 
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vergreift, nur den Tod verdient. Aber auch jeder andere Täter, der seine 
Verbrechen unter Ausnutzung der -Kriegsverhältnisse begeht, tritt damit 
zum Feinde über. Seine treulose Gesinnung und seine Kampfansage ver- 
dienen strengste Strafen. Ganz besonders gilt dies für den feigen Verdun- 
kelungsverbrecher. „Ich möchte nicht“ — so sagte der Führer — „daß eine 
deutsche Frau, die vielleicht des Nachts von ihrer Arbeitsstätte nach Hause 
geht, immer angsterfüllt aufpassen muß, daß ihr kein Leid geschieht von 
irgendeinem Taugenichts oder Verbrecher, denn der Soldat kann verlangen, 
daß seine Familie, seine Frau und seine Angehörigen zu Hause beschützt 
werden.“ 

Der Schutz der Volksgemeinschaft verlangt, daß die Strafe im Kriege 
in derartigen Fällen vor allem der Abschreckung dient. Vorbeugen ist hier 
stets besser als Heilen. Jede zu milde Strafe gegen einen Volksschädling schadet 
früher oder später der Gemeinschaft und trägt die Gefahr einer seuchen- 
ähnlichen Verbreitung und allmählichen Zersetzung der Abwehrfront in sich. 
Es ist aber immer besser, der Richter vernichtet einen solchen Seuchenträger 
rechtzeitig, als daß er später hilflos einer verseuchten Mehrheit gegenüber- 
steht. Der Verbrecher darf im 4. Kriegsjahr nicht den Eindruck gewinnen, 
daß der Kampf der Gemeinschaft gegen ihn nachläßt, sondern muß im Gegen- 
teil stets erneut spüren, daß der deutsche Richter auf die Feinde der inneren 
Front ebenso unerbittlich einschlägt, wie der Soldat draußen auf den äußeren 
Feind. ; 


, Sekretär des Führers. 27/43/336 


Der Reichsminister und Chef der Reichskanzlei sandte den Obersten 
Reichsbehörden und den Dienststellen, die dem Führer unmittelbar unter- 
stehen, nachfolgendes Schreiben : 

„Der Führer erteilt seit Jahren gewohnheitsmäßig dem Reichsleiter 
Martin Bormann laufend Sonderaufträge der verschiedensten Art, die nicht 
in den Aufgabenkreis des Reichsleiters Bormann in seiner Eigenschaft als 
Leiter der Partei-Kanzlei fallen, sich vielmehr auf Angelegenheiten beziehen, 
in denen außerhalb des Rahmens der Partei Weisungen und Auffassungen 
des Führers führenden und leitenden Persönlichkeiten des Staats und staat- 
lichen Dienststellen im Auftrage des Führers übermittelt werden sollen. Reichs- 
leiter Bormann hat bisher bei Erledigung solcher Aufträge des Führers bewußt 
seine Eigenschaft als Leiter der Partei-Kanzlei ausgeschaltet und sich — 
z.B. im Kopf seiner Schreiben — lediglich als „Reichsleiter Bormann“ be- 
zeichnet. Einzelfälle haben jedoch gezeigt, daß Sinn und Zweck dieser Übung 
nicht immer richtig verstanden worden und deshalb eine ausdrückliche 
Klarstellung notwendig ist. Der Führer hat daher bestimmt, daß Reichsleiter 
Bormann als persönlicher Sachbearbeiter des Führers für die Erledigung 
solcher Aufträge die Bezeichnung „Sekretär des Führers“ führt. Durch diese 
Anordnung des Führers ist weder eine neue Dienststelle geschaflen noch sind 
neue Zuständigkeiten entstanden. Es ist vielmehr lediglich eindeutig klar- 
gestellt, daß Reichsleiter Bormann neben der von ihm geleiteten Partei- 
Kanzlei die bezeichneten Sonderaufträge des Führers erledigt. Führer- 
aufträge dieser Art auf dem zivilen staatlichen Gebiet wird Reichsleiter 
Bormann in seiner Eigenschaft als „Sekretär des Führers“ — wie auch bisher 
schon ohne diese Bezeichnung — in der Regel über mich den zuständigen 
Reichsministern oder sonstigen Beteiligten übermitteln. 

Ich bitte, von dieser Anordnung des Führers Kenntnis zu nehmen. Für 
den Schriftwechsel in denjenigen Angelegenheiten, in denen der Reichsleiter 
Bormann als „Sekretär des Führers“ tätig ist, ist die Anschrift: „Der Sekretär 
des Führers, Reichsleiter Martin Bormann‘“ zu verwenden. 

Berlin W 8, den 8. 5. 1943 


gez. Dr. Lammers‘“ 
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Sicherstellung der für die Parteiarbeit notwendigen Versamm- 
lungsräume. 27/43/338 

In Durchführung und Ergänzung seiner Anordnung vom 12. 4. 42, 
die in den „Vertraulichen Informationen“ Folge 34, Punkt 452, vom 12. 5. 42 
bekanntgegeben wurde, hat der Staatssekretär für Fremdenverkehr im Reichs- 
ministerium für Volksaufklärung und Propaganda folgendes bestimmt: 


„1. In der Praxis hat es sich als notwendig erwiesen, eine örtliche Regelung 


über die Inanspruchnahme der Säle für Parteizwecke und ihre Vergütung 
im Einvernehmen mit der zuständigen Bezirksfachgruppe Saalbesitzer in 
der Reichsgruppe Fremdenverkehr und der Gaupropagandaleitung zu 
treffen. Sollten irgendwelche Schwierigkeiten wirtschaftlicher oder sonstiger 
Art bei. diesen Verhandlungen auftreten, so ist unter Darstellung des 
Sachverhaltes an die Abteilung Fremdenverkehr des Reichsministeriums 
für Volksaufklärung und Propaganda zu berichten. 

0, Der Bedarf an Saalraum ist möglichst frühzeitig dem Saalbesitzer bekannt- 
zugeben. Solange über den Raum seitens der Partei nicht verfügt wird, 
hat der Saalbesitzer das Recht, ihn zu anderen Zwecken zu verwerten.“ 


Sprechabende. 27/43/339 
Die Sprechabende haben sich nach vorliegenden Berichten bereits als sehr 
zweckmäßig: erwiesen. Bei ihrer Durchführung sind in einigen Gauen Unklar- 
heiten aufgetreten ob es sich hierbei um eine Aufgabe der Propaganda- oder 
der Schulungsdienststellen handele. B 

In der Anordnung A 5/43 ist ausdrücklich festgelegt, daß die Sprechabende 
unter verantwortlicher Leitung der Hoheitsträger in. den Ortsgruppen und 
Zellen durchzuführen sind. Bei dem gegenwärtigen Mangel an Mitarbeitern 
in den unteren Hoheitsberejchen dürfte es nicht richtig sein, diese Aufgabe 
noch besonders aufzuteilen; die Hoheitsträger werden sich ohnehin bei der 
Vorbereitung und Gestaltung der Sprechabende des geeignetsten Politischen 
Leiters bedienen. 
Die Ortsgruppenleiter und Zellenleiter sollen ihre Parteigenossen nicht nur — 
wie in den Mitgliederversammlungen — ansprechen, sondern auch persönlich 
kennen lernen, sie gegebenenfalls zur Aussprache bewegen, ihre Bereit- 
schaft zur Mitarbeit wecken und an ihre Haltung appellieren. 

Der Zweck dieses Führungs- und Erziehungsmittels würde verkannt, wenn 
entweder nur propagandistische oder nur schulungsmäßige "Themen be- 
handelt würden; wie es auch verfehlt wäre, nur Anordnungen zu verlesen, 
Arbeitsanweisungen bekanntzugeben, Beiträge einzuziehen oder den Groll über 
das passive Verhalten mancher Parteigenossen auf die Anwesenden zu entladen. 

Die Reichspropagandaleitung und das Hauptschulungsamt geben laufend 
Material heraus, das sich ebenso wie ein Teil der für die innere Parteiarbeit 
freigegebenen Informationen der Partei-Kanzlei zur Behandlung im Sprech- 
abend eignet. Sofern die Ortsgruppen- oder Zellenleiter selbst nicht rednerisch 
befähigt sind, kann die Kreisleitung einen Kreisredner, gleich ob Schulungs- 
oder Propagandaredner, zur Verfügung stellen. 


Auf die Dauer sollte jedoch jeder Hoheitsträger in den Ortsgruppen 
und Zellen so frei sprechen können, daß er die Leitung einer Versammlung 
und eines. Sprechabends zu übernehmen vermag. Die Sprechabende mit 
Aussprache sind im übrigen eine ausgezeichnete praktische Rednerschule. 


Richterbriefe Schutz der Frau im Kriege. 28/43/348 


Unter Bezugnahme auf den Beitrag 236 in der Folge 19 der Vertraulichen 
Informationen wird bekanntgegeben: Oberbefehlsleiter Dr. Thierack 
befaßt sich als Reichsminister der Justiz in den „Richterbriefen‘““ mit dem 
strafrechtlichen Schutz der Frau im Kriege. Er führt etwa aus: 
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Die Mehrzahl der deutschen Männer ist im Kriege und mußte Frau und 
Kinder verlassen. Die Heimat hat daher der Front gegenüber die Ehren- 
pflicht, Frauen und Kinder unserer Soldaten besonders zu schützen. Es ist alt- 
germanischer Brauch, daß die Frau, während der Mannim Kriege sein Vater- 
land verteidigt, in steter Pflichterfüllung an seiner Stelle Haus und Hof bestellt 
und ihm durch ihre Treue die Kraft zum tapferen Kampf erhält. Diese Treue 
ist im Kriege die besondere Ehre der Frau. Wer diese Ehre angreift, beleidigt 
nicht nur die deutsche Frau und untergräbt den Kampfgeist der Soldaten, 
er versündigt sich damit auch schwer an dem geschlossenen Siegeswillen der 
Nation. Der Richter soll bei der Beurteilung derartiger Fälle die Schuld 
zwar nicht, wie dies früher geschehen, in erster Linie bei dem Opfer, sondern 
bei dem Täter suchen. Die Verantwortung für den Geschlechtsverkehr trägt 
grundsätzlich der Mann. Das Verhalten der Frau darf aber nicht unberück- 


"sichtigt bleiben. Den vollen Schutz der Gemeinschaft verdient nur die Frau, 


die sich durch ihr einwandfreies Verhalten und ihre ordentliche Lebens- 
führung des Schutzes der Gemeinschaft und des Lebenseinsatzes ihres Man- 
nes an der Front. würdig erweist. Die Kriegerfrau, die ihre Ehre selbst nicht 
hochhält und verteidigt, enttäuscht die Erwartungen ihres Mannes und der 
Gemeinschaft und kann nicht verlangen, daß ihr ein besonders starker Schutz 
zuteil wird. 


. Sprechabende = Fragen der praktischen politischen Arbeit. 29/43/333 


Bei den Sprechabenden werden von den Parteigenossen oft Fragen der 
praktischen politischen Arbeit angeschnitten, die von so allgemeiner Bedeutung 
sind, daß ihre Beantwortung eigentlich sämtlichen Politischen Leitern zugängig 
gemacht werden kann. So ist z.B. die Frage aufgetaucht: „Was hat der 
Politische Leiter zu tun, wenn ihm Fälle unlauteren Geschäftsgebarens — 
Tauschgeschäfte, unberechtigte Bevorzugung von Lebensmittelhändlern usw. — 
bekannt werden ?“ 


Falls über solche Mißstände in größerem Umfange geklagt werden sollte, 
so ist zunächst von der Partei zu überprüfen, welche positive Gegenwirkung 
sie durch ihre Erziehungsarbeit — Versammlungen der Geschäftsleute im 
Einvernehmen mit den Fachgruppen, Anregung von Rundschreiben der 
Fachgruppen usw. —- zu erzielen vermag. Bei den gemeldeten Einzelfällen 
muß der Politische' Leiter auf zweierlei achten: 


ı. Hände weg von Maßnahmen, die durchzuführen Aufgaben des Staates 
sind, ; 
2. bei Anrufung staatlicher Organe zunächst sorgfältige Prüfung, ob ein 

Eingreifen berechtigt ist. 


Der Politische Leiter darf sich in seinem durchaus begrüßenswerten 
Streben, derartige Mißstände zu bekämpfen, nicht zu Handlungen verleiten 
lassen, zu denen er nicht berechtigt ist. So kann und darf er nicht selbst eine 
Haussuchung vornehmen, er darf auch nicht selbst beschlagnahmen oder 
etwa die Angelegenheit durch eine Bußzahlung zu Gunsten der NSV, zu 
bereinigen versuchen. Sofern derartige Maßnahmen, wie Haussuchung, 
Beschlagnahme usw., notwendig scin sollten, sind sie stets und in jedem Falle 
‚staatliche Behörden — Polizei, Bürgermeister usw. — vornehmen zu 
assen. 


Auch bei der Unterrichtung von Behörden und bei der Anzeigeerstattung 
muß, der Politische Leiter sorgfältig vorgehen. Ein Verdacht muß ihm be- 
gründet erscheinen; er muß auf gewissen Anhaltspunkten beruhen. Eine 
Anzeige, die vorsätzlich oder fahrlässig der Wahrheit zuwider erstattet wird, 
macht den Anzeigeerstatter strafbar. Wo also z. B. der Politische Leiter der 
Ansicht ist, daß ein übles Subjekt nur einen Racheakt plant und einen anderen 
verleumdet, ohne konkrete Anhaltspunkte zu haben, darf er sich nicht kritik- 
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los zum Werkzeug dieses Verleumders machen: lassen und eine solche 
Anzeige an die staatlichen Behörden weitergeben, ohne auf die Bedenklichkeit 
oder Unglaubwürdigkeit des Anzeigeerstatters hinzuweisen. In jedem Falle 
muß von Seiten der Partei eine Anprangerung unterbleiben. 

Sollten ähnliche Fragen in den Sprechabenden auftreten, so wird um 
Bericht gebeten, damit sie laufend in den „Vertraulichen Informationen“ 
behandelt werden können. 


. Betreuung der Urlauber in der Heimat = U rlaubertreffen — 29/43/337 


In vielen Ortsgruppen ist es zu einem schönen Brauch geworden, von Zeit 
yu Zeit die in der Heimat anwesenden Urlauber mit ihren Angehörigen zu 
einem kameradschaftlichen Zusammensein einzuladen. Eine Ortsgruppe im 
Gau Sachsen hat seit Kriegsbeginn bereits über 80 solcher Urlaubertreffen mit 
Erfolg durchgeführt. Die Soldaten nehmen trotz der knapp bemessenen 
Urlaubszeit gern die Gelegenheit wahr, an einem bestimmten Abend mit den 
zur gleichen Zeit anwesenden Urlaubern zusammenzutreffen. Oftmals sehen 
sich bekannte und befreundete Soldaten seit Kriegsbeginn zum erstenmal 
wieder beim Urlaubertreflen. 

Nach den bisherigen Erfahrungen empfiehlt es sich, die Urlaubertreffen 
nicht alle nach einem bestimmten Schema, sondern nach der Zahl der an- 
wesenden Urlauber und den gegebenen Möglichkeiten jeweils andersgeartet 
und vielgestaltig aufzuziehen. So kann ein Abend lediglich der Musik und 
Unterhaltung, ein anderer wieder nur der kameradschaftlichen Aussprache 
mit den Parteigenossen und Weltkriegskameraden der Ortsgruppe dienen. 
Mitunter lassen sich größere Veranstaltungen — vielleicht aus Anlaß des 10., 
25. oder 50. Urlaubertreflens — mit etwas festlicherem Rahmen durchführen. 
Auch Lichtbild- und Filmvorführungen, gegebenenfalls mit Schmalfilmen, 
die örtliche Ereignisse der letzten Zeit wiedergeben, finden bei den Soldaten 
immer Beifall. Der Ortsgruppenleiter begrüßt im Verlauf des Treflens die 
Urlauber-und erklärt ihnen in einer kurzen Ansprache alle wichtigen Ge- 
schehnisse und Vorgänge in der Heimat. In kleineren Zusammenkünften 
wird auch der Urlauber zu Worte kommen — sofern er das wünscht — und dann 
von seinen Fronterlebnissen oder den Ländern und Völkern, die er kennen- 
lernte, erzählen. ; 

Mit der Verschiedenartigkeit der Veranstaltungen kann auch das Lokal 
gewechselt werden und damit zumeist wieder ein anderer Kreis von Besuchern 
aus der Einwohnerschaft erfaßt werden. ; 


Ein guter Wertmesser für den Erfolg solcher Abende ist es, wenn die Urlauber 
bereits bei ihrer Anmeldung und der Abholung, ihrer L,ebensmittelmarken 
sich nach dem nächsten Urlaubertreffen erkundigen. 


- Da diese Betreuungsmaßnahme zu einer engen Fühlungnahme und zu ° 
einem guten Verständnis zwischen Front und Heimat beiträgt, wird sie 
hiermit zur Nachahmung empfohlen. 


Arbeitsbuch für Ausländer. 29/43/366 , 
In Folge 18 der „Vertraulichen Informationen“ wurde unter Beitrag 226 


von der Absicht des Generalbevollmächtigten für den Arbeitseinsatz, aus- 
ländische Arbeitskräfte mit Arbeitsbüchern auszustatten, berichtet. In Ver- 
bindung mit der Herausgabe der Arbeitsbücher wird in Berlin eine zentrale 
Kartei der im Reichsgebiet beschäftigten ausländischen Arbeiter und Ange- 
stellten angelegt und laufend geführt. Das „Arbeitsbuch für Ausländer“ soll 
in Verbindung mit der zentralen Kartei vor allem folgenden Zwecken dienen: 
1. Die Ausstattung der im Reichsgebiet beschäftigten ausländischen Arbeits- 


kräfte mit dem Arbeitsbuch für Ausländer und die Erfassung der ausländi- 
schen Arbeitskräfte in der zentralen Kartei ermöglichen eine ständige 
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Überwachung ‘der im Reich befindlichen ausländischen Arbeitskräfte 
und tragen damit zur Sicherung des Reiches bei. 


D 


. Das Arbeitsbuch soll dem ausländischen Arbeiter die innere Überzeugung 
geben, daß er in einem Rechtsstaat lebt, daß sein Arbeitsverhältnis rechtlich 


geordnet ist und daß ihm, wenn er seine Pflicht erfüllt, die Sicherheit 
seines Lebens in dieser Kriegszeit bestens garantiert ist. 


9. Das Arbeitsbuch soll in Verbindung mit der zentralen Kartei vor allem 


die Möglichkeit geben, die Arbeitsvertragsbrüche und das unkontrollierte 
Umherziehen der ausländischen Arbeiter von Betrieb zu Betrieb unter 
Kontrolle zu bringen und durch Feststellung des Verbleibs unerwünscht 
abgewänderte Kräfte soweit wie möglich einzudämmen. 


15. Deutsches Volksbildungswerk. 31/43/3953. 


16. 


Der Reichsorganisationsleiter hat am 1. Juni 1943 nachstehende Anordnung 
erlassen : 


Die Tätigkeit der Deutschen Arbeitsfrontaufdem Gebiete der Volksbildung hat 
im Laufe der vergangenen Jahre eine derartige Wirksamkeit und Bedeutung 
gewonnen, daß es zweckmäßig erscheint, das Deutsche Volksbildungswerk 


in stärkerem Umfange als bisher der Erziehungsaufgabe der NSDAP. dienlich 
zu machen. 


Unter Hinweis auf das Rundschreiben Nr. 69/39 der Partei-Kanzlei vom 
91.9. 1999 — betr. Erwachsenenbildung — ordne ich daher an: 


ı. Die Dienststellenleiter des Deutschen Volksbildungswerkes in den Hoheits- 
gebieten der NSDAP. sind gleichzeitig die Politischen Beauftragten der 
Hoheitsträger für alle Fragen der Erwachsenenbildung; sie gehören in 


dieser Eigenschaft zum Stabe des jeweils zuständigen Schulungsleiters 
der NSDAP. 


2. Das Deutsche Volksbildungswerk wird —- unter Beibehaltung seines 
bisherigen Aufgabengebietes — aus der NS-Gemeinschaft „Kraft durch 
Freude“ herausgelöst und in das Führungsamt der DAF. eingegliedert. 


Salutgewehre bei Kriegerkameradschaften. 31/43/386 


Im Einvernehmen mit dem Oberkommando der Wehrmacht stellen die 
Kriegerkameradschaften bei Beerdigungen von gefallenen oder verstorbenen 
Angchörigen der Wehrmacht an Orten ohne Truppenbelegung eine Ehren- 


abordnung. Sie sind dann gleichfalls mit der-Abgabe eines Ehrensaluts be- 
auftragt. 


Das Oberkommando der Wehrmacht hatte zu diesem Zwecke dem früheren 
NS-Reichskriegerbund Gewehre 71 leihweise zur Verfügung gestellt. Diese 
Waffen wurden an die Kameradschaften verteilt. 


Das Oberkommando des Heeres ist damit einverstanden, daß diese Ge- 
wehre auch weiterhin bei den Kriegerkameradschaften verbleiben. Soweit 
sich Salutgewehre im Gewahrsam der ehemaligen Kreiskriegerverbände 
oder bei deren Beauftragten befinden (auch zur Instandsetzung eingelieferte 
Gewehre), werden sie von den Kreisleitern für die Kriegerkameradschaften 
übernommen und je nach den örtlichen Verhältnissen an die Kriegerkamerad- 
schaften verteilt oder diesen bei Bedarf zur Verfügung gestellt. Die bei den 
ehemaligen Kreiskrieserführungen bestehenden Karteien über die Verteilung 
der Gewehre sind bei den Beauftragten d=r Hoheitsträger für die Krieger- 
kameradschaften weiterzuführen. Die Zahl der Gewehre ist. den Mob-Beauf- 
tragten der Kreisleitungen zu melden. 
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17. Lohnerstattung an Politische Leiter, Gliederungsangehörige usw. 
: bei Heranziehung zur Beseitisung oder Minderung von Flieger- 
> schäden oder zum Bereitschaftsdienst bei Fliegeralarm. 31/43/397 


In Ergänzung der Anordnung vom 25. August 1942 — Reichsministerial- 
blatt $. 208 — über Lohnerstattung bei Heranziehung betriebsfremder 
Kräfte usw. hat der Generalbevollmächtiste für den Arbeitseinsatz im Ein- 
vernehmen mit dem l:eiter der Partei-Kanzlei und den sonst beteiligten 
Stellen folgendes bestimmt: 


2; i 
„Als Heranziehung zu Dienstleistungen durch eine zuständige Stelle‘ im 
Sinne der „Anordnungen über Lohnerstattung bei Heranziehung betriebs- 
fremder Kräfte zur Beseitigung oder Minderung von Fliegerschäden oder 
zum Bereitschaftsdienst bei Fliegeralarn vom 24. August 1942“ gilt auch 
die Heranziehung von Angehörigen der Partei und ihrer Gliederungen und 
angeschlossenen Verbände durch die Parteidienststellen, wenn die Heranzie- 
hung auf Grund einer allgemeinen oder besonderen Vereinbarung mit def 
> % für die Beseitigung oder Minderung von Fliegerschäden verantwortlichen 
2 Dienststellen (örtlicher Luftschutzleiter, Kreispolizeibehörde oder Leiter der 
Sofortmaßnahmen) erfolgt. Die heranziehende Stelle bestätigt dem Gefolg- 
6? schaftsmitglied in der nach Abschnitt TV der genauen Anordnung auszu- 
stellenden Bescheinigung, daß die Heranziehung auf Grund dieses Erlasses 
erfolgt ist.“ 


19. Hoheitszeichen der NSDAP. 31/43/399 


Der Adler im Hoheitszeichen der NSDAP., der auch vom Führer auf 
seinen Drucksachen usw. verwandt wird, sicht nach links (vom Beschauer 
gesehen nach rechts). { 

Dagegen ist der Kopf des Adlers im Hoheitszeichen des Reiches nach 
rechts gerichtet. 

Es besteht Veranlassung, hierauf neuerdings hinzuweisen. 


20. Sprechabende, Hausbesuche, Mundpropaganda. 31/43/400 


In den Sprechabenden ist die Frage gestellt worden: Wie verhält sich 
der Politische Leiter, wenn ihm Volksgenossen innerhalb der- Wohnortsgruppe 
i bekannt werden, die durch haltlose Schwätzereien Verwirrung, Pessimismus 

P und Gerüchte verbreiten ? 

% Handelt es sich um niederträchtige und gemeine Lügen, die offensichtlich 
von Böswilligen ausgestreut werden, so sind die Verbreiter bei der Polizei an- 
zuzeigen, sofern eindeutige Beweise vorliegen. ; 

Bei Volksgenossen aber, die aus Zweifel, Mißtrauen und Verärgerung 

1 schimpfen und unken ist nicht gleich nach der Staatsgewalt zu rufen. Hier 

A ist durch persönliche Fühlungnahme und Aussprache noch Positives zu 

Be erreichen und in den meisten Fällen sehr rasch festzustellen, daß sie „das 

= % ja gar nicht so gemeint haben“, „nichts gesagt haben wollen“ tnd „für eine 

Klin Richtigstellung sehr dankbar sind“. 

Gewiß sind das oft schwache und schwankende Charaktere, die durch 

Mahnungen und vernünftige Argumente kaum zu verbessern sind; man würde 

ms sie jedoch unnötigerweise in eine ablehnende Stellung hineindrängen, wenn 

man sich völlig von ihnen zurückzöge. Es wäre auch falsch, sie durch eine 

Schreibtischentscheidung: als Partei- und Staatsfeinde abzustempeln, anstatt 

eine Gelegenheit wahrzunehmen, um sie persönlich kennenzulernen oder sie 

anzuhören. Dies gilt nicht zuletzt für die Praxis der Politischen Beurteilung. 

Die oflene Zwiesprache vom Volksgenossen zum Volksgenossen ist das 
stärkste aller Werbemittel, das Respekt, Achtung und Überzeugung ver- 
schafft. Sie ist oft weniger zeitraubend und bestimmt weitaus wirkungsvoller 
als beispielsweise jeder Briefwechsel. 
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Eine Gauleitung hat diese Mundpropaganda wieder systematisch angefaßt, 
indem sie in den unteren Hoheitsbereichen bestimmte Werbegruppen bildete, 
die aus dem Ortsgruppen-Propagandaleiter, dem Ortsgruppen-Schulungs- 
leiter, den in der Ortsgruppe ansässigen Rednern und sonst besonders aktiven ; 


und weltanschaulich gefestigten Parteigenossen bestehen, mit denen Haus- Nie 
besuche durchgeführt werden. 
Sobald den Blockleitern Volksgenossen ‚bekannt werden, die in ihrer r 
politischen Gesinnung erheblich zu wünschen übriglassen, so werden sie - A 
persönlich von diesen Aktivisten der Ortsgruppe aufgesucht und nach den ® 


Gründen ihres Verhaltens gefragt. In der Aussprache gelingt es fast immer, 
vorgefaßte Meinungen und Irrtümer zu erkennen, Zweifel zu lösen, mit AR: 
Rat und Tat zu helfen und dadurch Volksgenossen zu überzeugen und zu 0 


gewinnen. ; 

Diese vorbildliche Einzelarbeit wird hiermit zur Nachahmung empfohlen. r 
. Sie hat sich schon in der Kampfzeit ganz hervorragend bewährt. a 
21. Ehrenbezeigung im Reichsarbeitsdienst. 31/43/402 2 o h 
Der Reichsarbeitsführer hat nachstehenden Befehl herausgegeben : R } 
„Ich habe 'bei Besichtigungen festgestellt, daß in einigen Abteilungen ° x 
bei der. Ausbildung der jungen Mannschaft das sogenannte ‚Vorbeigehen 2 A 
in gerader Haltung‘ mit steif gestreckten Armen als Ehrenbezeigung geübt ward. 2’ 


Eine solche Ehrenbezeigung gibt es im Reichsarbeitsdienst nicht. Die ” 
einzige Ehrenbezeigung im Gehen besteht im Deutschen Gruß. Ist der Mann ‘ 


durch räumliche Beengung. oder sonst körperlich verhindert, den Deutschen Be 
Gruß auszuführen, dann ist auch ein ‚Vorbeigehen in gerader Haltung‘ “a 
in der oben angegebenen Form nicht möglich. 3 


Die Übung hat also keinen Zweck, außerdem ist sie häßlich und macht 
die Männer steif, j 

Ich wünsche daher, daß diese übertriebenen Kasernenhofbilder im Reichs- 5 
arbeitsdienst verschwinden.“ a 
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Betrifft: Aktive Mitarbeit 


In letzter Zeit wurde immer wieder darüber geklagt, daß Parteigenossen ohne 

stichhaltige Gründe die aktive Mitarbeit in der Partei verweigern. Es besteht daher 

Bi) Veranlassung, nochmals auszugsweise die Anordnung des Leiters der Partei-Kanzlei 

ö A 19/42 vom 27. 4. 1942 — Reichsverfügungsblatt Folge 18/42 vom 11. 5. 1942 — 
E allen Parteidienststellen im Generalgouvernement zur Kenntnis zu bringen. 

„Alle Parteigenossen, die sich länger als einen Monat zur Ausübung dienstlicher 
oder privater Tätigkeit in Gebieten aufhalten, die nach dem 1. 9. 1939 ins Reich 
eingegliedert oder von deutschen Truppen besetzt worden sind, haben sich sofort bei 
den zuständigen Parteidienststellen persönlich oder schriftlich zu melden. Diese An- 
ordnung gilt nicht für zum Wehrdienst eingezogene Parteigenossen. 

Parteigenossen, die sich dieser Meldepflicht entziehen oder sich ohne Angabe 
stichhaltiger Gründe weigern, Parteiämter zu übernehmen, handeln damit den In- 
teressen der Partei zuwider; sie müssen parteigerichtlich zur Rechenschaft gezogen 
werden. 

Die verwaltungsmäßigen Bestimmungen des Reichsschatzmeisters werden hier- 
durch nicht berührt.“ ; 


ES Die vorstehende Anordnung gibt allen Parteidienststellen die Möglichkeit, mit der 
erforderlichen Schärfe gegen die in Frage kommenden Parteigenossen vorzugehen. 
\ Wenn auch keinesfalls verkannt wird, daß die meisten Deutschen im Generalgouver- 


nement durch ihren Beruf stark in Anspruch genommen sind, so muß trotzdem ihre 
aktive Mitarbeit in der Partei gefordert werden. Parteigenosse heißt Aktivist in der 
Bewegung sein. i 

Die vorstehenden Ausführungen sind in der nächsten Politischen Leiter-Bespre- 
chung und Mitgliederversrammlung allen Parteigenossen und Parteigenossinnen zur 
Kenntnis zu bringen. 


Bekanntgabe OA 9/43 
Betrifft: Zellen- und Block-Organisation 


Nachdem die vorläufige Zellen- und Blockeinteilung in den Distriktstandorten 
Krakau, Lublin, Radom und Warschau im wesentlichen als abgeschlossen gelten 
kann und im Distrikt Galizien diese sich in der Durchführung befindet, wird auf 
nachstehendes hingewiesen und mit Genehmigung des Stellv. Leiters bestimmt; 


Die Standorte der NSDAP. unterteilen sich in Zellen und Blocks. 
Die Block- und Zellenleiter sind Hoheitsträger der NSDAP. 


N en 5 
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Der Blockleiter ist für die gesamten Vorgänge in seinem Blockbereich, welche 
die Bewegung betreffen, zuständig und dem Zellenleiter voll verantwortlich. Dieses 
trifft sinngemäß für die Arbeit des Zellenleiters und seine Stellung gegenüber dem 
Standortführer zu. = 


Zur Wahrnehmung der Aufgaben „Fraueneinsatz“ steht dem Block- bzw. Zellen- 
leiter eine Block- bzw. Zellenbeauftragte für Fraueneinsatz zur Seite, 


Alle übrigen Aufgaben, auch die, die sich aus den Aufgabengehieten „V olkswohl- 
fahrt“ und „Arbeits- und Sozialpolitik“ ergeben, werden von den Block- und Zellen- 
leitern wahrgenommen. Dieses ist nach den bisherigen Erfahrungen erforderlich, da 
die im Generalgouvernement zu erfüllende politische Aufgabe eine straffe Zusammen- 
fassung aller politisch tätigen Kräfte unter dem zuständigen Hoheitsträger der NSDAP., 
als Träger der Gesamtverantwortung für sein Hoheitsgebiet, notwendig macht. 

Um jedoch die Durchführung der sich aus dem Aufgabengebiet Volkswohlfahrt 
ergebenden Arbeiten in fachlicher Hinsicht sicherzustellen, erhalten die Zellen- und 
Blockleiter durch den Leiter des Arbeitsgebietes Volkswohlfahrt im Standort ihre 
fachliche Ausrichtung und die erforderlichen fachlichen Anweisungen für die Durch- 
führung dieser Aufgaben. 


Zur Durchführung der dem Blockleiter obliegenden, umfangreichen und verant- 
wortungsvollen Aufgaben, sind je nach Größe des Blocks und Notwendigkeit diesem 
ein oder mehrere Blockhelfer beizugeben. Diese erhalten ihre Aufträge vom Block- 
leiter und sind ihm in jeder Weise unterstellt und verantwortlich. 


Dem Zellenleiter kann ebenfalls bei Notwendigkeit ein Helfer als Standortmit- 
arbeiter (Ortsgruppenmitarbeiter) beigegeben werden. Dieser erhält jeweils seine 
Aufträge vom Zellenleiter und ist ihm in jeder Weise unterstellt und verantwortlich. 

Im übrigen gelten für die Arbeit in dem Block und in der Zelle die bestehenden 
Bestimmungen und Richtlinien. Dieses trifft insbesondere für Berufung, Ernennung, 
Beurlaubung und Enthebung der Zellenleiter, Blockleiter, Blockhelfer, Standortmit- 
arbeiter (Ortsgruppenmitarbeiter) und Zellen- und Blockbeauftragte für Frauen- 
einsatz zu. Die Zellen- und Blockbeauftragte für Fraueneinsatz sind in der Anwen- 
dung der bestehenden Personalbestimmungen, wie Zellen- und Blockfrauenschafts- 
leiterinnen zu behandeln. 


Soweit bisher aus eigener Initiative in einzelnen Standorten Zellen- und Blockbe- 
auftragte oder sogar Zellen- und Blockwalter für Volkswohlfahrt eingesetzt wurden, 
sind diese mit sofortiger Wirkung den Blockleitern als Blockhelfer und den 
Zellenleitern als Standortmitarbeiter zuzuteilen, oder, soweit. die Voraussetzungen 
gegeben sind, als Blockleiter einzusetzen. 

Die Organisationsleiter der Distriktstandorte erstatten bis zum 1. 9. 1943 dem 
Oreanisationsamt des Arbeitsbereiches Vollzugsmeldung über die Durchführung des 
vorstehenden Absatzes. j 


Bekanntgabe OA 10/43 


Betrifft: Erstellung einer Haushaltskartei 


Die planvolle Erfassung aller im Generalgouvernement wohnenden und einge- 
setzten Deutschen ist eine unerläßliche Voraussetzung für die erfolgreiche politische 
Erziehungs- und Betreuungsarbeit. Der Blockleiter muß wissen, welche deutschen 
Menschen in seinem Blockbereich wohnen und hierüber dem Zellenleiter oder Stand- 
ortführer zu jeder Zeit die erforderlichen Angaben machen können. 


Durch mein Rundschreiben OA 4/43 vom ı2. April 1943 ist eine wesentliche Voraus- 
setzung für die Erfassung aller Deutschen gegeben. Jedoch bedürfen die den Standorten 
zugehenden An- und Abmeldescheine einer eingehenden Auswertung und Nutzbar- 
machung für die Parteiarbeit. Dieses ist aber nur möglich, wenn eine Haushaltskartei 
vorhanden ist. 
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Es wird daher für die sämtlichen Standorte die Erstellung einer 
Haushaltskartei angeordnet. 


Den Standorten gehen in den nächsten Tagen von den Distriktstandorten die 
erforderlichen Haushaltskarteikarten zu. Mehrbedarf ist dem Distriktstandort zu 
melden, von dort erfolgt dann die Übersendung der noch benötigten Karteikarten. 
Hierbei ist zu berücksichtigen, daß für die Erstellung von Karteikarten bei Zuzügen 
eine entsprechende Reserve notwendig ist. 


Es ist zu beachten: 


Erstellung. 


Für jeden Haushalt ist eine Karteikarte auszufüllen. Als Haushalt gilt die Familie. 
Wohnen in einer Wohnung neben einer Familie noch Einzelpersonen oder wird 
eine Wohnung nur von Einzelpersonen bewohnt, wie dieses sehr häufig im General- 
gouvernement der Fall ist, so. ist für jede solche Einzelperson eine Karteikarte zu 
erstellen. 


Zur Ausfüllung der Karteikarte selbst ist zu bemerken, daß die erste Spalte „Haus- 


' haltung“ versehentlich in dem Vordruck aufgenommen wurde, also keine Bedeutung 


hat. Die Bezeichnung „Straße bzw. Teilort Nr.“ am Kopf der Karteikarte müßte 
„Ort, Straße, Nr.“ lauten. Hier ist einzutragen z. B. Krakau, Außenring 64 Wohnung 4. 
In der Spalte „Bemerkungen“ ist einzutragen: Reichsdeutscher, Reichsdeutsche, Volks- 
deutscher oder Volksdeutsche. Im übrigen ist die Karteikarte entsprechend dem 
Vordruck auszufüllen. ; 


Aufbewahrung 


Es bleibt vorerst den Standorten überlassen, die gesamte Haushaltskartei im 
Standort oder in der Zelle oder im Block aufzubewahren. In Standorten, die nur eine 
Stadt oder einen Stadtteil umfassen, hat die Aufbewahrung in der Standort-Dienst- 
stelle zu erfolgen. 


Bei der Aufbewahrung in der Zelle oder im Block muß jedoch darauf geachtet 
werden, daß bei einem Wechsel oder bei Einberufung zur Wehrmacht die vorhandene 
Kartei ordnungsmäßig übergeben wird. Auf die sichere Aufbewahrung ist besonders 
zu achten. 


Bei Aufbewahrung der Baushaltskartei in der Standort-Dienststelle hat diese 
getrennt nach Zellen und Blocks zu erfolgen. Eine durchgehende alphabetische Ein- 
ordnung ohne Rücksicht auf Zelle und Block ist nicht zweckmäßig. : 


Laufende Berichtigung 


Der laufenden Berichtigung ist größte Aufmerksamkeit zu widmen. Alle Änderungen 
müssen sofort nachgetragen werden. Besonders müssen die eingehenden polizeilichen 
An- und Abmeldescheine zur Vervollständigung ausgewertet werden. Nur wenn 
die Kartei laufend berichtigt wird, erfüllt sie den vorgesehenen 
Zweck. 


Es ist Aufgabe des Blockleiters, die Kartei für seinen Blockbereich in Ordnung zu 
halten, denn sie ist eine wichtige Unterlage für die von ihm durchzuführenden Arbeiten. 


Übersendung bei Umzug an den zuständigen Standort oder die zuständige 
Ortsgruppe 


Bei Umzug ist die Karteikarte an den zuständigen Standort oder bei Rückkehr 
ins Reich, an die zuständige Ortsgruppe zu senden. Ist die Anschrift des betreffenden 
Standortes oder der betreffenden Ortsgruppe nicht bekannt, so ist die Karteikarte 
unter Angabe des neuen Wohnortes mit Straße und Hausnummer oder der neuen 
Dienststelle direkt an das Organisationsamt des Arbeitsbereiches zu übersenden. 
Dieses wird dann die. Karteikarte an den zuständigen Standort oder die zuständige 
Ortsgruppe im Reich weiterleiten. 


Folge 8/3. Jahrgang : Oz 5/S. 33 


Die Karteikarte ist vor der Weitergabe mit einer kurzen Begutachtung zu ver- 
sehen, z. B. „sehr zuverlässiger und einsatzbereiter Parteigenosse‘“, „anständiger und 
zuverlässiger Volksgenosse“, „mit Vorsicht zu behandeln“ usw. Ebenso ist auf der 
Haushaltskarteikarte zu vermerken, in welcher Weise die weggezogenen Partei- und 
Volksgenössen in der Partei oder einer Gliederung tätig waren. 


Derartige Eintragungen auf der Karteikarte sind jedoch mit der 
notwendigen Sorgfalt und Verantwortung zu machen und müssen in 
jedem Falle mit dem Dienstsiegel und der Unterschrift des Stand- 
ortführers oder seines Vertreters versehen sein. 


Selbstverständlich ist, daß durch die Haushaltskartei nicht die in Wehrdienst 
oder anderweitigem ‚Kriegsdienst stehenden Personen, die also nicht der direkten 
politischen Erziehung und Betreuung der Partei unterstehen, zu erfassen sind. 


Es wird besonders darauf hingewiesen, daß bei der Erstellung der Haushaltskartei, 
soweit Hausbesuche notwendig sind, mit dem notwendigen Takt vorgegangen wird. 


Nach Erstellung der Haushaltskartei kann auf Grund dieser die Erfassung aller 
Deutschen, soweit nicht Parteigenosse oder Parteigenossin, als Mitglied der Deutschen 
Gemeinschaft erfolgen. Weiter hat der Standortführer die Möglichkeit, die in seinem 
Standort wohnenden Personen auf ihren Einsatz innerhalb der NSDAP. und ihrer 
Gliederungen zu überprüfen. Bei Erstellung von politischen Beurteilungen und son- 
stigen Anfragen, kann auf die Haushaltskartei zurückgegriffen werden. Auch ist der 
Standort jederzeit in der Lage, Angaben über die vorhandenen deutschen Menschen 
innerhalb seines Hoheitsgebietes machen zu können. 


Die ordnungsmäßige Durchführung dieses Rundschreibens, das heißt: die Über- 
wachung der Erstellung, Aufbewahrung, laufenden Berichtigung und Übersendung 
‚gehört zum Aufgabengebiet des Organisationsleiters des Standortes. 


Die Durchführung dieses Rundschreibens stellt an die ehrenamtlichen Mitarbeiter, 
besonders Blockleiter, eine erhebliche Anforderung. Zur Durchführung der notwen- 
digen politischen Erziehungs- und Betreuungsarbeit ist diese Arbeit aber notwendig. 
Auch bitte ich zu berücksichtigen, daß das Vorhandensein der Haushaltskärtei bei 
Erstellung von politischen Beurteilungen und der Durchführung aller sonstigen Maß- 
nahmen "eine erhebliche Arbeitserleichterung darstellt._ 


Bis zum 90. September dieses Jahres haben die Organisationsleiter der Standorte 
den Organisationsleitern der Distriktstandorte die Durchführung und Beachtung 
dieses Rundschreibens zu melden. Die Organisationsleiter der Distriktstandorte 
reichen mir diese Meldungen gesammelt mit Erfahrungsbericht bis zum 15. Oktober 43 
ein. 

Dieses Rundschreiben ist in der nächsten Politischen Leiter-Besprechung zum 
Gegenstand einer eingehenden Besprechung und Belehrung sämtlicher Politischer 
Leiter zu machen. g ; 


Bekanntgabe OA 11/43 


Betrifft: Veranstaltungswesen 


‚ In den einzelnen Distrikten wurde bisher das Veranstaltungswesen verschieden 
gehandhabt. Die Meldungen über die durchzuführenden Veranstaltungen gehen von 
einer Anzahl Standorte an die Distriktstandorte. Von anderen Standorten erfolgt 
überhaupt keine Veranstaltungsmeldung. Eine Weitergabe der bei den Distriktstand- 
orten eingehenden Veranstaltungsmeldungen an den Arbeitsbereich wird nıcht vor- 
genommen, so daß der Arbeitsbereich über die Durchführung von Veranstaltungen 
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und damit über die Aktivität in den einzelnen Standorten und darüber hinaus in den 
Distrikten nicht genügend unterrichtet ist. Abgesehen hiervon ist es auch bei der bishe- 
rigen Handhabung nicht möglich, daß von dem Arbeitsbereich in dem Verordnungs- 
blatt oder in der parteieigenen Wochenzeitung ein Veranstaltungskalender gebracht 
werden kann. 

Wenn auch in Anbetracht der besonderen Verhältnisse im Generalgouvernement 
oftmals nicht alle durchzuführenden Veranstaltungen veröffentlicht werden können, 
so muß jedoch der Arbeitsbereich in die Lage versetzt werden, jederzeit die Möglich- 
keit zu haben, die geplanten Veranstaltungen veröffentlichen zu können. ° 

Etwaige Bedenken gegen eine Veröffentlichung sind jeweils auf der Meldung anzu- 
bringen. 

Es wird bestimmt: 


1. Ab sofort hat jeder Standort die geplanten Veranstaltungen spätestens am 20. 
des Monats für den kommenden Monat .zu melden. 


o. Die Erstellung der Meldung hat in dreifacher Ausfertigung zu erfolgen. 
Eine Ausfertigung ist dem Arbeitsbereich Generalgouvernement — Organi- 
sationsamt — direkt und 
eine Ausfertigung dem zuständigen Distriktstandort —: Organisationsamt — 
zu übersenden. j 
Die dritte Ausfertigung verbleibt im Standort. 


3. Für die Erstellung und Übersendung der Veranstaltungsmeldungen, wie unter 
Ziffer 2 angegeben, ist der Organisationsleiter des Standortes zuständig. Er muß 
dieserhalb in enger Zusammenarbeit mit dem Propaganda- und Schulungs- 
leiter bleiben. 

4. Das unter Ziffer ı und 2 Gesagte, gilt sinngemäß auch für die von den Distrikts- 
standorten durchzuführenden Veranstaltungen. £% 

Die Veranstaltungsmeldungen, welche in Blockform hergestellt sind, gehen den 

Organisationsleitern von den Kassenleitern zu. x 

Nachstehend eine Aufstellung der durchzuführenden Veranstaltungen und der 

anzuwendenden Bezeichnungen: 


ı. Politische Leiter-Besprechung im Standort - 
Teilnehmer: Standortführer mit sämtlichen Politischen Leitern des Stand- 
ortes (auch Blockhelfer und Standortmitarbeiter), Leiterin des 
Arbeitsgebietes Fraueneinsatz, Abteilungsleiterinnen, Zellen- und 
Blockbeauftragte für Fraueneinsatz sowie die örtlichen Führer 
der Gliederungen. 


Termin: Mindestens monatlich einmal. 


Politische Leiter-Besprechung in der Zelle 

Teilnehmer: Zellenleiter, Blockleiter, Blockhelfer, Standortmitarbeiter (soweit 
dem Zellenleiter ein Standortmitarbeiter beigegeben ist), Zellen- 
und Blockbeauftragte für Fraueneinsatz, sowie die örtlichen 
Gliederungsführer, soweit diese für das Hoheitsgebiet der Zelle 
zuständig sind. | 


»D 


Termin: Mindestens monatlich einmal, 
3. 'Schulungsveranstaltungen 
a) im Standort, 


b) in der Zelle. 
Teilnehmer: wie zu I und- 2. 
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Termin: Mindestens monatlich einmal. 
Die Schulungsveranstaltungen sind möglichst mit den Politischen 
Leiter-Besprechungen zu ı und 2 zu verbinden. 


4. Ausbildungsdienst und Dienstappell 
Teilnehmer: Sämtliche Politische Leiter des Standortes einschließlich Block- 
helfer und Standortmitarbeiter. Die nicht eingekleideten Politi- 
schen Leiter haben ebenfalls an diesem Ausbildungsdienst teil- 
zunehmen. 


Termin: Mindestens monatlich einmal. 

Der Ausbildungsdienst ist möglichst anschließend an die Politische Leiter- 
Besprechung oder Schulungsveranstaltung im Standort abzuhalten und mit 
einem Dienstappell zu verbinden. 


. Wochenendschulungen 
Teilnehmer: Teilnehmerkreis wird jeweils festgelegt und einberufen. 
Termin: Nach vorhandener Möglichkeit, jedoch alle 3 bis 4 Monate. 
6. Standortmitgliederversammlung 


Teilnehmer: Sämtliche Politische Leiter des Standortes, Leiterin- und Mit- 
arbeiterinnen des Arbeitsgebietes Fraueneinsatz, Gliederungs- 
führer und sämtliche Parteigenossen und Parteigenossinnen 
des Standortes. 


Termin: Vierteljährlich bis jährlich mindestens einmal. 


[@)1 


7. Zellensprechabende 
Teilnehmer: wie zu 2 und sämtliche Parteigenossen, Parteigenossinnen und 
Mitglieder der Deutschen Gemeinschaft der Zelle. 


Termin :"Monatlich mindestens einmal. 


Soweit die unter 2 genannte Politische Leiter-Besprechung in der Zelle nicht 
mit einer Schulungsveranstaltung (siehe unter 3) verbunden wird, ist diese 
möglichst vor oder anschließend an den Zellensprechabend durchzuführen. 

Die Bezeichnung Zellensprechabend besagt keinesfalls, daß diese Veran- 
staltung in den Abendstunden stattfinden soll. ' 


8. Betriebsappelle 
Diese werden in den Betrieben durchgeführt. Sie sind Veranstaltungen 
der NSDAP. Ihre Durchführung hat nach den Anweisungen des zuständigen 
Hoheitsträgers im Rahmen der üblichen Handhabung für (die Durchführung 
von Veranstaltungen der NSDAP. zu erfolgen. 


9. Öffentliche Versammlungen 


‘a) im Standort, 

b) in der Zelle. 

Teilnehmer: Die öffentliche Versammlung richtet sich an die gesamte Partei- 
und Volksgenossenschaft. 

Termin: Dieser richtet sich nach den gegebenen Möglichkeiten. 

Öffentliche Versammlungen die in einem besonders guten und großen Rahmen 
durchgeführt werden, werden Kundgebungen genannt. Ich verweise dieserhalb auf 
die Veröffentlichung im Verordnungsblatt Folge ı—2/1942 Seite 6 „Betr.: Kund- 
gebungen und Versammlungen“. 

Im übrigen wird bezüglich der Fest- und Feiergestaltung auf die Anordnung 
A 25/42: des Leiters der Partei-Kanzlei vom 23. 5. 1943, — Reichsverfügungsblatt 
Folge 21/42 vom 27. 5. 1942 — verwiesen. 
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Besonders weise ich darauf hin, daß der Hoheitsträger für die Festlegung aller 
Veranstaltungen zuständig ist. _ 

Der Durchführung von Veranstaltungen in der Zelle kommt im Generalgouver- 
nement eine besondere Bedeutung zu. Die Größe der meisten Hoheitsgebiete macht 
es, besonders im Kriege, erforderlich, daß die Veranstaltungen .mehr als bisher in 
die Zelle verlegt werden, damit den sämtlichen Partei- und Volksgenossen die Teil- 
nahme ermöglicht wird. Es ist selbstverständlich, daß dieserhalb keine Norm auf- 
gestellt werden kann und dieses sich jeweils nach den vorhandenen örtlichen Ge- 
gebenheiten zu richten hat. Grundsatz muß jedoch sein und bleiben, daß in den 
Veranstaltungen alle deutschen Menschen angesprochen werden. Dies bedingt eine 
sorgfältige Planung, Vorbereitung und Durchführung aller Veranstaltungen. 

Für die Durchführung der Veranstaltungen zu ı bis 4 ist zu empfehlen, diese 
jeweils für einen bestimmten Tag, z.B. die Politische. Leiter-Besprechung im 


Standort auf jeden ersten Sonntag im Monats URL Te Dorf, 
Lokalam ten Bi die Politische Leiter-Besprechung in der Zelle......... auf 
den dritten Sonntag im Monat, 14 Uhr in......... Dorf, Lokal...:... festzulegen. 


Hierdurch hat von vornherein der in Frage kommende Personenkreis die Möglich- 
keit, sich für den betreffenden Zeitpunkt freizuhalten. Auch wird hierdurch die Ein- 
ladung überflüssig und damit Arbeit ‚gespart. Erfahrungsgemäß ist natürlich not- 
wendig, daß bei einer derartigen Handhabung die festgelegten Termine auch ein- 
gehalten werden. 

Die Organisationsleiter der Distriktstandorte geben sofort nach Eingang der 
Meldungen: 

a) dem Schulungsleiter des Distriktstandortes die Schulungsveranstaltungen 

b\ dem Propagandaleiter des Distriktstandortes die Propagandaveranstaltungen 


bekannt. 

Die Zuständigkeiten sind mit der Anordnung A 25/42 des Leiters der Partei- 
Kanzlei vom 23. 5. 1942 — Reichsverfügungsblatt Folge 21/42 vom 27/5. 1942 — 
festgelegt. x j 


Bekanntgabe OA 12/43 


Betrifft: Beschaffung von Dienstsiegeln und Dienststellen- 
schildern i 

Bezug: Veröffentlichung im Verordnungsblatt Folge 4—6/1943, 
O'Z 5/S.8. 


Um Mißverständnissen vorzubeugen, weise ich darauf hin, daß die genannte Ver- 
öffentlichung auch für die Hauptarbeits- und Arbeitsgebiete Gültigkeit hat, die 
nicht von dem Leiter der Partei- und Finanzverwaltung finanziert werden. Aus- 
genommen sind nur die im Generalgouvernement zugelassenen Gliederungen und 
zwar: SA, 4 und NSKK. 


Bekanntgabe OA 13/43 


Betrifft: Ungültigerklärung des Dienstsiegels des Kassenleiters 
des Standortes Polesie Distrikt Radom 


Das Dienstsiegel des Kassenleiters des Standortes Polesie mit der Beschriftung: 
Obere Hälfte: NSDAP. Arbeitsbereich Generalgouvernement, 
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Mitte: Standort Polesie, 
Untere Hälfte: Kassenleiter 

ist bei einem Überfall entwendet worden. 
Das Dienstsiegel wird für ungültig erklärt. 


Der Kassenleiter des Standortes Polesie erhält ein neues Dienstsiegel, welches in 
der Beschriftung auffallend von dem entwendeten Dienstsiegel abweicht. 


Bekanntgabe OA 14/43 
Betrifft: Erfassung von $#4- Angehörigen 


In der nächsten Politischen. Leiter-Besprechung und .Mitgliederversammlung ist 
darauf hinzuweisen, daß alle 4-Angehörigen, die sich länger als einen Monat im 
Generalgouvernement aufhalten, sich unverzüglich unter Angabe von Vor- und 
Zunamen, 44-Dienstgrad und 44-Nr., Heimateinheit, sowie des jetzt ausübenden Be- 
rufes und des Einsatzortes im Generalgouvernement, persönlich bei dem 


£ )-Sturmbann Ost, 


Krakau 


Albrechtstr. 44 
zu melden haben. 


Im Behinderungsfalle kann die Meldung schriftlich erfolgen. 


Bekanntgabe OA 15/43 


Betrifft: Todesfallmeldungen 


Bezug: Rundschreiben Sta. 28/42 des Leiters des Stabsamtes 
des Arbeitsbereiches vom 12. November 1942. 


Im Einvernehmen mit dem Leiter des Stabsamtes des Arbeitsbereiches wird in 
Abänderung des Rundschreibens Sta. 28/42 folgendes bestimmt: 
ı. Für die Erstattung einer Todesfallmeldung wird der nachstehende Personen- 
kreis festgelegt: 

a) Sämtliche Deutsche, die gefallen oder vermißt sind. 

b) Sämtliche Deutsche, die von Banditen und Terroristen ermordet wurden 
und an den Folgen von Verletzungen und Verwundungen durch Banditen 
und Terroristen starben. 

c) Sämtliche Politische Leiter (auch Leiterinnen, Zellen- und Blockbeauftragte 
des Hauptarbeitsgebietes Fraueneinsatz), Gliederungsführer, Blutordens- 
träger und Ehrenzeichenträger. | 


2. Die Meldung hat an den zuständigen Distriktstandort — Organi- 
sationsamt — zu erfolgen. 


9. Die Meldung hat die nachstehenden Angaben zu enthalten: 
ı. Name, 
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bean vb le El ra aan 


oe 


Kal 2 eu 


2. Vorname, 

3. geb. am, 

4. geb. in, 

5. Beruf mit Dienststelle oder Betrieb, 

6. Wohnung im Generalgouvernement, 

7. Letzte Wohnung im Reich, 

8. Angabe der nächsten Angehörigen (z. B. Ehefrau, Vater, Mutter, Bruder 
oder Schwester) mit genauer Anschrift, 

9. Mitglied der NSDAP, 


A 10. Mitgl.-Nr., ß 
2 ı1. Dienststellung in der Partei oder einer ihrer Gliederungen, 
E 12. Dienstrang in der Partei oder ihrer einer Gliederungen, 
ı3. Zu dem Personenkreis unter: 
a) gefallen am .........- NA ER , oder 
vermißt am .........- Lk RE ERENE 5 
MM b) Todestag und Ort, 


Angaben über die Herbeiführung des Todes und die Todesursache, 
c) Todestag und Ort, x 
Todesursache. \ 

4. Die Meldungen sind fortlaufend zu numerieren, damit von Seiten des Di- 
striktstandortes das Abhandenkommen einzelner Meldungen festgestellt wer- 
den kann. 

5. Über die Erstattung von Todesfallmeldungen durch die Distriktstandorte an 
das Organisationsamt des Arbeitsbereiches ergehen an die Distriktstandorte 
besondere Anweisungen. ö 


+ 6. Die fernschriftliche bzw. fermündliche Berichterstattung an das Stabsamt 
* . wird durch vorstehende Meldung nicht berührt. | 


Lapp 
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Verordnungsblatt 
NSDAP. Arbeitsbereich Propagandaamt 
Generalgouvernement 


Betrifft: Neue Gemeinschaft 


Seitens mancher Standorte wird Klage geführt, daß die obengenannte Broschüre 
der RPL nicht in ihren Besitz gelangt. Dazu ist es notwendig, daß die Standort- 
propagandaleiter die Lieferung dieses Heftes bei dem Propagandaamıt des Distriktes 
beantragen. Das Propagandaamt des Distriktes gibt daraufhin gesammelt die An- 
forderung an den Arbeitsbereich. In diesem Zusammenhange verweise ich darauf, 
daß dieses Material in den Diensträumen des Standortes aufbewahrt werden muß 
und jedem Politischen Leiter zur Kenntnisnahme zur Verfügung steht. 


Betrifft: Zahlungsmittel in Feldpostbriefen 


Das Oberkommando der Wehrmacht hat über die Versendung von Zahlungs- 
mitteln in Feldpostbriefen oder Feldpostpäckchen folgende Bestimmungen erlassen: 


„Verschiedene Anfragen lassen erkennen, daß hinsichtlich der Auslegung der 
Zahlungsregelungen für die Wehrmacht wegen des Verbots der Versendung von 
Zahlungsmitteln ın Feldpostbriefen- oder Päckchen vielfach Zweifel bestehen. 

Das in den Zahlungsregelungen für die Wehrmacht angeordnete Verbot der 
Versendung von Zahlungsmitteln in Feldpostbriefen oder -päckchen gilt nicht nur 
für die Versendung vom Reichsgebiet in die besetzten Gebiete und in die Territorien 
der verbündeten, befreundeten und in Schutz genommenen Mächte, sondern es er- 
streckt sich auf die Versendung in umgekehrter Richtung, zwischen diesen Gebieten 
untereinander und innerhalb eines besetzten Gebietes oder des Gebietes eines be- 
freundeten, verbündeten oder in Schutz genommenen Staates. Es ist somit jegliche 
Versendung von Zahlungsmitteln in Feldpostbriefen- oder -päckchen verboten.‘ 


Betrifft; Kontrollmarken für Rednerausweise 


Obwohl bereits früher bekanntgegeben wurde, daß aus Vereinfachungsgründen 
die Kontrollmarken in den Rednerausweisen abgeschafft wurden, gehen dieserhalb 
immer wieder Anfragen hier ein. 

Es wird hiermit nochmals bekanntgegeben, daß die Kontrollmarken in Redner- 
ausweisen abgeschafft sind und die Rednerausweise auch ohne Kontrollmarken ihre 
volle Gültigkeit haben. 


Betrifft: Einlaß während der Wochenschau 


Der Präsident der Reichsfilmkammer gibt mit Zustimmung des Reichsministers 
für Volksaufklärung und Propaganda bekannt: „Im Zeichen des gegenwärtigen 
totalen Kriegseinsatzes des gesamten deutschen Volkes kann die s. Z. erteilte An- 
ordnung, Zuspätkommende während der Wochenschau nicht in die Filmtheater 
hineinzulassen, nicht mehr aufrechterhalten werden. Es würde heute bei der schaf- 
fenden Bevölkerung mit Recht Ärger erregen, wenn die infolge ihres erhöhten Arbeits- 
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einsatzes Zuspätkommenden dadurch benachteiligt würden, daß sie, bis zum Ende 
der Wochenschau außerhalb des Zuschauerraumes warten müssen, während andere 
Volksgenossen in der glücklicheren Lage sind, pünktlich zu Beginn der Vorstellung 
erscheinen zu können“. 


Betrifft: Ausschmückung der Versammlungssräume 


Es mußte in einigen Fällen die Beobachtung gemacht werden, daß bei der Aus- 
schmückung häufig die Symbole der Bewegung in zu großer Anzahl verwendet wer- 
den. Die Ausschmückung bei einer Veranstaltung der NSDAP. hat grundsätzlich 
"einfach und in würdiger Form zu geschehen. Alles andere, was darüber hinausgeht, 
wirkt meist kitschig. Z. B. ist es unzweckmäßie, die geweihten Standortfahnen auf 
der Bühne zu Bündeln zusammen zu fassen. Hier handelt es sich um Hoheitsfahnen 
der NSDAP., die sich nicht zur Dekoration eignen, sondern die als Symbole in der 
Veranstaltung Verwendung finden. Es muß deshalb bei einer geweihten Hoheits- 
fahne stets der Mann bei der Fahne sein. 

Ebenso ist die Verwendung von bodenfremden Pflanzen wie Lorbeerbäumen usw. 
möglichst einzuschränken, ein wenig Tannengrün und wo es möglich und ange- 
bracht ist, Blumen; das ist für uns das gegebene Material. Bs braucht nicht unbe- 
dingt immer die gleiche Art der Ausschmückung zu sein, aber unsere Ausschmük- 
kung muß einen bestimmten Stil haben. Daß eine kriegsbedingte Einschränkung 
heute notwendig ist, braucht wohl nicht besonders betont zu werden. 


©Ohlenbusch 
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Merksätze der NSDAP. für den Parteigenossen 
im Kriege 


Parteigenosse! 


Beweise dem Führer deine Treue durch die Tat. Im Kampf 
und im Schaffen sei mutig, zäh, selbstlos und verschwiegen. 
Mit festem Glauben, entschlossenem Willen und frohem Mut 
bist du in schweren Stunden dieser $roßen Zeit allen ein Vor- 
bild und manchen Halt und Stütze. 
Warte nicht immer erst auf $roße Gelegenheiten oder Befehle; 
überall stellt dir der Alltag Aufgaben. Pack an und hilf mit. 
In deiner Leistung laß dich von niemanden übertreffen. 
Sei einfach in der Lebensführung und vergiß nie, daß eine 
Idee nur durch die Menschen besteht, die sie vorleben. Denke 
stets an \unsere soziale Forderung: „Gemeinnutz vor Eigen- 
nutz!“ \ 
Gerüchten und Schwätzereien trete mannhaft und energisch 
entgegen. An deiner Haltung müssen diese Kampfmittel des 
Gegners: scheitern. 
Mit der Kritik fange bei dir selbst an. Das Recht zur Kritik 
erwirbt man durch eisene vorbildliche Leistung. 
In der Heimat kämpft die Frau genau so wie der Mann. Achte 
die arbeitende Frau, ehre die Mutter der Kinder und hilf der 
Jugend, den Trägern der Zukunft. 
Wahre deutsche Ehre und Art als höchstes Gut. Achte überall 
auf saubere Haltung gegenüber Fremdvölkischen und auf Ab- 
stand zu den Kriegsgefangenen. 
Den Opfern des Krieges erweise deine Achtung durch die Tat 
und nicht allein durch das Wort. Nimm dich ihrer taktvoll 
und hilfsbereit an. 
Hasse jeden Feind deines Volkes mit der Sanzen Leidenschaft 
deines Wesens; unterschätze ihn nicht, damit du ihm über- 
legen bleibst. 
Wir kämpfen um eine gerechte sozialistische Ordnung, um 
Freiheit und Brot. Das ist der heilige Schicksalskampf unseres 
Volkes für die kommenden Jahrhunderte. 
Wo du stehst, da muß die Gemeinschaft vom Widerstands- 
willen und Angriffsgeist getragen sein. 

Immer und überall diene dem Sieg! 


ee: EEE 


Bei Fliegeralarm sind sämtliche 
Dienststellen der NSDAP sofort zu besefzen 


